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I. 

1. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Geltungsbereich und Zweck 
1 Dieses Gesetz regelt die Aktenführung der 

öffentlichen Organe, die Ablieferung der ar-

chivwürdigen Akten an das zuständige Archiv 

sowie die Bearbeitung und die Vermittlung des 

Archivguts. 
2 Die Aktenführung und die Archivierung die-

nen: 

1. der Rechtssicherheit; 

2. der Nachvollziehbarkeit des Handelns 

der öffentlichen Organe; 

3. der kontinuierlichen und wirksamen 

Verwaltungsführung; 

4. der dauerhaften, zuverlässigen und au-

thentischen Überlieferung von Archiv-

gut; 

5. der wissenschaftlichen und privaten 

Forschung. 

 

 

§ 2 Begriffe 
1 In diesem Gesetz bedeuten: 

1. öffentliches Organ: Organ, Behörde 

 oder Dienststelle 

1.1. des Kantons Thurgau; 

1.2. einer selbständigen öffentlich-

 rechtlichen Anstalt des Kantons; 

1.3. der Gemeinde (Politische Ge-

 meinde, Schulgemeinde, Bür-

 gergemeinde); 
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1.4. eines selbständigen öffentlich-

 rechtlichen Gemeindeunterneh-

 mens; 

1.5. eines kommunalen Zweckver-

 bands. 

. Dem öffentlichen Organ sind Private 

 gleichgestellt, wenn sie Staats- oder 

 Gemeindeaufgaben erfüllen (Auftrags-

 verwaltung). 

2. zuständiges Archiv: das für die öffentli-

 chen Organe des Kantons handelnde 

 Staatsarchiv,  die für die öffentlichen 

 Organe der Gemeinden handelnden 

 Gemeindearchive und die für die selb-

 ständigen öffentlich-rechtlichen Anstal-

 ten des Kantons, die selbständigen 

 öffentlich-rechtlichen Gemeindeunter

 nehmen und die kommunalen 

 Zweckverbände handelnden Archive; 

3. Unterlage: 

3.1. Aufzeichnung des öffentlichen 

 Organs auf einem beliebigen In

 formationsträger; 

3.2. Hilfsmittel, welches für das Ver-

 ständnis und die Nutzung einer 

 Aufzeichnung notwendig ist; 

4. Akte: Zusammenfassung aller Unterla-

 gen, welche bei der Erledigung einer 

 Aufgabe entstehen und für deren Fort-

 führung benötigt werden; 

5. Aktenführung: systematische Aufzeich-

 nung von Geschäftsvorgängen; 

6. Registraturplan: multifunktionales 

 Hilfsmittel für die Aktenführung und 

 Archivierung mit Angaben zu Ord-

 nungspositionen, Benennungen, Auf-

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2, Abs. 1, Punkt 6 ist zu ergänzen: 

6. Registraturplan: multifunktionales 

Hilfsmittel für die Aktenführung und Ar-

chivierung mit Angaben zu Ordnungs-

positionen, Benennungen, Aufbewah-

 

 

 

§ 2 

§ 2, Abs. 1, . 

Sind den „Privaten“ auch Vereine mit öffentli-

chen Aufgaben gleichgestellt? – Präzisierung 

gewünscht 
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 bewahrungsfristen und Archivwürdig-

 keit; 

 

7. Archivwürdigkeit: Eigenschaft einer 

 Akte aufgrund ihrer juristischen, admi-

 nistrativen oder historischen Bedeu-

 tung; 

8. Archivgut: als archivwürdig bewertete 

 Akten, die dem zuständigen Archiv ab-

 geliefert wurden oder mittels Übernah-

 mevertrag von Privaten übernommen 

 wurden. 

 

 

§ 3 Aufbewahrung 
1 Archivgut ist in geeigneter Weise sicher und 

dauerhaft aufzubewahren. 
2 Die Träger der zuständigen Archive treffen 

die für die sichere und dauerhafte Auf-

bewahrung von Archivgut erforderlichen Mass-

nahmen. 

 

 

§ 4 Staatsarchiv 
1 Der Kanton führt das Staatsarchiv. Dieses 

wird vom Staatsarchivar oder von der Staats-

archivarin geleitet. 

 
2 Das Staatsarchiv ist oberste Fachstelle für die 

Aktenführung und Archivierung der öffentli-

chen Organe von Kanton und Gemeinden. 

 

 

 

 

 

rungsfristen, Archivwürdigkeit und wei-

teren Angaben zur Steuerung und Kon-

trolle der Aktenführung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4, Abs. 2 ist wie folgt zu ändern: 
2 Das Staatsarchiv ist eine Fachstelle für die 

Aktenführung und Archivierung der öffentli-

chen Organe von Kanton und Gemeinden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 3 

Vager Gesetzestext - Ausführungsbestimmun-

gen müssen in der Verordnung geregelt wer-

den. Darin ist im Wortlaut besonderen Wert 

daraufzulegen, dass sich die Aufbewahrung 

auch auf digitale Daten beziehen muss – neue 

Vernehmlassung für die Ausführungsbestim-

mungen! 

 

§ 4 

 

 

 

 
2 Der Alleinstellungsanspruch ist problema-

tisch, daher eine Fachstelle, aber nicht obers-

te. 

Das Staatsarchiv ist nicht die einzige Fachstel-

le mit Know-how auf diesem Gebiet. 
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3 Es kann Weisungen über die Aktenführung 

und Archivierung erlassen. 

 

 

 

 
4 Es erlässt in Absprache mit den betroffenen 

Organen Registraturpläne. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 5 Gemeindearchive 
1 Jede Gemeinde führt ein Archiv. 

 

 
2 Grundlage der Aktenführung und Archivie-

 

 

 

 

 

§ 4, Abs. 4 ist wie folgt zu ändern: 
4 Die öffentlichen Organe erarbeiten in Abspra-

che mit dem Staatsarchiv Modell-

Registraturpläne, die auf ihre Aufgaben zuge-

schnitten sind. Das Staatsarchiv kann den öf-

fentlichen Organen Muster zur Verfügung stel-

len. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 5, neuer Abs. 2 einfügen 
2 Die Bewirtschaftung des Archivs kann an 

Dritte übertragen werden. 
3 Grundlage der Aktenführung und Archivie-

3 Eine Präzisierung, in welchen Fällen das 

Staatsarchiv Weisungen erlassen kann, ist in 

der Verordnung zwingend zu definieren und 

aufzunehmen, z. B. bei Missständen in einer 

Gemeinde. 

 

Das Staatsarchiv berät die Schulgemeinden bei 

der Erarbeitung von Archivplänen und stellt 

diesen entsprechende Modell-Registraturpläne 

zur Verfügung. 

Aufgrund anderer Unterlagen ergibt sich das 

Wort „Modell-Registraturpläne“ – einheitliche 

Terminologie (siehe Registratur- und Archiv-

plan für Schulgemeinden, Seite 6, Mitte) – ist 

in der Folge überall zu ändern. 

 

Sehen Sie dazu unsere Ausführungen im Be-

gleitschreiben bezüglich des Registratur- und 

Archivplans für Schulgemeinden. 

 

Es ist wertvoll, dass das Staatsarchiv Registra-

turpläne erarbeitet, aber diese sollen Modell-

pläne sein, die auf die lokalen Pläne abge-

stimmt werden können. Eine Genehmigung der 

Registraturpläne der Schulgemeinden durch 

das Staatsarchiv wird abgelehnt. 

 

 

 

 

 

§ 5 

 

Neuer Absatz 2 auch im Hinblick auf die Strei-

chungen in § 6 
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rung ist der Registraturplan. 

 

 

§ 6 Zusammenarbeit Staatsarchiv und 

 Gemeindearchive 
1 Das Staatsarchiv berät die Gemeindearchive 

bei deren Aufgabenerfüllung. 
2 Das Staatsarchiv übernimmt die Archive auf-

gelöster Bürgergemeinden. Es kann abge-

schlossene Archive fusionierter Bürgergemein-

den übernehmen. 

 

 
3 Das Staatsarchiv kann gegen Entschädigung 

für Politische Gemeinden, Schulgemeinden, 

evangelische und katholische Kirchgemeinden 

Archive aufbewahren. 

 

 
4 Das Staatsarchiv kann einen sich finanziell 

selbst tragenden Archivdienst betreiben, der 

Organen gemäss § 2 Absatz 1 Ziffern 1.2 bis 

1.5 dieses Gesetzes gegen Entgelt Archiv-

dienstleistungen in folgenden Bereichen anbie-

tet: 

1. Ordnung, Erschliessung und Konservie-

 rung von Papierarchiven; 

2. periodische Nachführung von Papierar-

 chiven; 

3. Unterstützung bei der Aktenführung; 

4. Sicherstellung der elektronischen Lang-

 zeitarchivierung in Zusammenarbeit mit 

 dem Staatsarchiv. 
5 Der Regierungsrat kann den Archivdienst der 

Spezialfinanzierung unterstellen. 

 

rung ist ein Registraturplan. 

 

 

 

 

 

§ 6, Abs. 2 ist ersatzlos zu streichen. 
2 Das Staatsarchiv übernimmt die Archive auf-

gelöster Bürgergemeinden. Es kann abge-

schlossene Archive fusionierter Bürgergemein-

den übernehmen. 

 

§ 6, Abs. 3 bzw. neu 2 ist wie folgt zu ändern: 
2 Das Staatsarchiv kann Archive von aufgelös-

ten öffentlichen Organen ohne Rechtsnachfolge 

übernehmen. 

 

§ 6 Abs. 4 und in der Folge auch § 6, Abs. 5 

sind ersatzlos zu streichen. 
4 Das Staatsarchiv kann einen sich finanziell 

selbst tragenden Archivdienst betreiben, der 

Organen gemäss § 2 Absatz 1 Ziffern 1.2 bis 

1.5 dieses Gesetzes gegen Entgelt Archiv-

dienstleistungen in folgenden Bereichen anbie-

tet: 

1. Ordnung, Erschliessung und Konservie-

 rung von Papierarchiven; 

2. periodische Nachführung von Papierar-

 chiven; 

3. Unterstützung bei der Aktenführung; 

4. Sicherstellung der elektronischen Lang-

 zeitarchivierung in Zusammenarbeit mit 

 dem Staatsarchiv. 
5 Der Regierungsrat kann den Archivdienst der 

Spezialfinanzierung unterstellen. 

 

 

 

 

§ 6 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der VTGS spricht sich gegen eine Entschädi-

gung aus. Diese Aufgabe gehört zum Grund-

auftrag des Staatsarchivs (siehe auch Abs. 4 

und 5) 

 

 

 

Weisungsbefugnis und operative Arbeit sowie 

die Aufsichtspflicht unter einem Hut vereint, 

verletzt rechtliche Grundprinzipien.  

 

Der VTGS spricht sich gegen eine Einmischung 

des Staats in den privaten Markt aus. – Folg-

lich hat der VTGS in vorgegangenen und nach-

folgenden Paragrafen „gegen Entschädigun-

gen“ und „gegen Entgelt“ gestrichen. 
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§ 7 Aufsicht über die Gemeindearchive 

1 Die Gemeindearchive unterstehen der Auf-

sicht des für das Staatsarchiv zuständigen De-

partementes. 

 

 

§ 8 Öffentlich-rechtliche Anstalten und 

 Auftragsverwaltung 
1 Die selbständigen öffentlich-rechtlichen An-

stalten des Kantons und die Unternehmen der 

Gemeinden sowie Private, welche eine Staats- 

oder Gemeindeaufgabe erfüllen, sorgen nach 

den Grundsätzen dieses Gesetzes selbständig 

für die Aktenführung und Archivierung oder 

beauftragen gegen Entschädigung das Staats-

archiv oder ein entsprechendes Gemeindear-

chiv damit. 

 

 

 

 

§ 9 Interkantonale und internationale 

 Institutionen 
1 Das öffentliche Organ setzt sich dafür ein, 

dass internationale, interkantonale und inter-

kommunale Institutionen, an denen es betei-

ligt ist, für die sachgerechte Archivierung ihrer 

Akten sorgen. 

 

 

 

2. Aufgaben 

 

§ 10 Aufgaben 
1 Das zuständige Archiv 

1. berät das öffentliche Organ bei der Ak-

 

 

 

 

 

 

 

 
1 Die selbständigen öffentlich-rechtlichen An-

stalten des Kantons und die Unternehmen der 

Gemeinden sowie Private, welche eine Staats- 

oder Gemeindeaufgabe erfüllen, sorgen nach 

den Grundsätzen dieses Gesetzes selbständig 

für die Aktenführung und Archivierung oder 

beauftragen gegen Entschädigung das Staats-

archiv, ein entsprechendes Gemeindearchiv 

oder Dritte damit. 

 

 

 

 

§ 9 Internationale, interkantonale und 

interkommunale Institutionen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 8 

 

Aufgrund der Streichung „gegen Entschädi-

gung“ im § 6, Abs. 3 ist dies auch hier zu strei-

chen. 

Zu einschränkend – es muss möglich sein, 

private Anbieter zu beauftragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 9 Titel entsprechend Text anpassen. 
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 tenführung; 

2. übernimmt vom öffentlichen Organ die 

 archivwürdigen Unterlagen; 

3. kann archivwürdige Unterlagen von 

 Dritten übernehmen; 

4. stellt die Erschliessung, dauerhafte Er-

 haltung und Lesbarkeit des Archivguts 

 sicher; 

5. veröffentlicht die Erschliessungsdaten 

 des zugänglichen Archivguts und ge-

 währt Einsicht in Archivgut; 

 

 

 

6. wirkt an der Vermittlung und Auswer-

tung seines Archivguts mit. 

 

 

3. Sicherung 

§ 11 Aktenführung 
1 Das öffentliche Organ führt die Akten auf der 

Grundlage des geltenden Registraturplans. 
2 Es stellt sicher, dass die wesentlichen Ar-

beitsschritte und das Ergebnis der Geschäfts-

vorgänge aus den Unterlagen und Akten er-

sichtlich und nachvollziehbar sind. 
3 Akten sind im Regelfall sofort nach Beendi-

gung des Geschäftsvorgangs, spätestens aber 

zehn Jahre nach deren Eröffnung abzuschlies-

sen. 
4 Bei der elektronischen Aktenführung dürfen 

keine Systeme ohne Archivierungsschnittstelle 

gemäss den Vorgaben des Staatsarchivs zur 

Anwendung kommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 10, Abs. 1, Punkte 5 und 6 sind ist wie folgt 

zu ändern: 

5. [Das zuständige Archiv] stellt interes-

 sierten Kreisen die Erschliessungsdaten 

 des zuständigen Archivguts zur Verfü-

 gung und gewährt unter Wahrung des 

 Datenschutzes und der Nutzungsvor-

 schriften Einsicht in das Archivgut. 

6. kann an der Vermittlung und Auswer-

tung seines Archivguts mitwirken. 

 

 

 

 
1 Das öffentliche Organ führt die Akten auf der 

Grundlage des geltenden Modell-

Registraturplans. 

 

 

§ 11, Abs. 3 ist wie folgt zu ändern: 

Akten sind im Regelfall sofort nach Beendigung 

des Geschäftsvorgangs, spätestens aber zehn 

Jahre nach deren Eröffnung abzuschliessen. 

 
4 Bei der elektronischen Aktenführung dürfen 

keine Systeme ohne Archivierungsschnittstelle 

gemäss den Vorgaben des Staatsarchivs aktu-

ellen fachlichen Standards zur Anwendung 

kommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 

Siehe § 4 
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§ 12 Bewertung 
1 Das Staatsarchiv bewertet in Absprache mit 

dem öffentlichen Organ dessen Akten-

produktion vorausschauend auf ihre Archiv-

würdigkeit. 
2 Die Entscheidungen werden im Registratur-

plan vermerkt. Im Falle von Uneinigkeit zwi-

schen dem öffentlichen Organ und dem 

Staatsarchiv werden die Akten aufbewahrt. 

 

 

§ 13 Ablieferung 
1 Das öffentliche Organ liefert dem zuständi-

gen Archiv die im Registraturplan als archiv-

würdig bewerteten Unterlagen und Akten peri-

odisch ab. 

 

 

§ 14 Vernichtung 
1 Das öffentliche Organ vernichtet nach Ablauf 

der einschlägigen Aufbewahrungsfristen die im 

Registraturplan als nicht archivwürdig bewer-

teten analogen Unterlagen. 
2 Nach Vollzug der Ablieferung digitaler Unter-

lagen an das zuständige Archiv sind diese beim 

abliefernden öffentlichen Organ zu löschen. 
3 Nicht bewertete Unterlagen dürfen ohne Zu-

stimmung des Staatsarchivs nicht vernichtet 

werden. 

 

 

§ 15 Archivierung 
1 Das zuständige Archiv sorgt für die Erschlies-

sung, dauerhafte Erhaltung, Lesbarkeit und 

Vermittlung des Archivguts. 
2 Es gewährleistet die Authentizität und Integ-
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rität des Archivguts. 

 

 

§ 16 Unveräusserlichkeit und Unersitz-

 barkeit von Archivgut 
1 Archivgut ist unveräusserlich. Dritte können 

Akten der öffentlichen Organe und Archivgut 

der für dieselben zuständigen Archive auch 

durch Ersitzung nicht erwerben. 

 

 

 

4. Zugang 

§ 17 Grundsatz 
1 Archivgut ist nach Ablauf der Schutzfrist frei 

zugänglich. 
2 Unterlagen, die bereits vor der Ablieferung 

an das zuständige Archiv frei zugänglich wa-

ren, bleiben frei zugänglich. 

 

 

§ 18 Arten 

1 Der Zugang umfasst: 

1. Einsicht in Archivgut; diese erfolgt bei 

 analogem Archivgut in der Regel vor 

 Ort, bei digitalem Archivgut elektro-

 nisch; 

2. Auskunft über den Inhalt von Archiv

 gut; 

3. Aushändigung der Kopie einer Unterla-

 ge; 

4. in Ausnahmefällen Ausleihe von Archiv

 gut. 
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§ 19 Schutzfristen 
1 Die allgemeine Schutzfrist für Akten beträgt 

20 Jahre. 

 
2 Die Schutzfrist für Akten mit besonders 

schützenswerten Personendaten gemäss dem 

Gesetz über den Datenschutz beträgt 100 Jah-

re. 

 

 

 

 

 

 
3 Die Schutzfrist für Patientenakten beträgt 

120 Jahre. 
4 Die Schutzfrist beginnt bei analogem Archiv-

gut mit dem Datum der jüngsten Unterlage der 

Akte, bei elektronischem Archivgut mit dem 

Abschluss der Akte. 

 

 

§ 20 Zugang vor Ablauf der Schutzfrist 

 im Allgemeinen 
1 Das zuständige Archiv kann auf Gesuch hin 

vor Ablauf der Schutzfrist Zugang zu Archivgut 

gewähren, wenn keine gesetzlichen Vorschrif-

ten der Einsichtnahme entgegenstehen und 

wenn die angeführten Gründe die öffentlichen 

oder schützenswerten privaten Interessen 

überwiegen oder die betroffene Person in die 

Einsichtnahme einwilligt. 
2 Das Gesuch ist schriftlich und begründet 

beim zuständigen Archiv einzureichen. 
3 Das zuständige Archiv kann die Bewilligung 

an Bedingungen knüpfen. 

 

 

 

§ 19, Abs. 2 ist wie folgt zu ändern: 
2 Die Schutzfrist für Akten mit besonders 

schützenswerten Personendaten gemäss dem 

Gesetz über den Datenschutz beträgt 100 Jah-

re. Die Schutzfrist für Unterlagen über Perso-

nen der Zeitgeschichte und über Amtsträge-

rinnen und Amtsträger in Ausübung ihres Am-

tes können verkürzt werden, wenn ihre 

schutzwürdigen Interessen angemessen be-

rücksichtigt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 19  

 

 

 

100 oder sogar 120 Jahre Schutzfrist sind eine 

lange Zeit. Welches sind denn genau diese 

Amtsträgerinnen und Amtsträger, deren Per-

sonendaten über diese lange Periode schüt-

zenswert sind? 

Der VTGS ist der Meinung, dass Mitarbeiter 

des Kantons und Verwaltungsangestellte nicht 

in diese Kategorie fallen, dies auch im Hinblick 

auf die Aufbewahrungsdauer von Unterlagen 

im Registratur- und Archivplans für Schulge-

meinden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Gesetzesentwurf Änderungsanträge VTGS Gesetzesentwurf  Bemerkungen und Begründungen VTGS 

§ 21 Zugang durch die betroffene Per-

 son vor Ablauf der Schutzfrist 
1 Das zuständige Archiv gewährt betroffenen 

Personen Zugang zu dem sie betreffenden Ar-

chivgut. 
2 Die betroffene Person kann weder eine Be-

richtigung noch die Vernichtung oder Heraus-

gabe von Archivgut verlangen. 
3 Sie kann vom zuständigen Archiv vermerken 

lassen, dass sie Aufzeichnungen als unrichtig 

bezeichnet, oder der Akte eine Gegendarstel-

lung beifügen lassen. 

 

 

§ 22 Zugang durch das abliefernde öf-

 fentliche Organ vor Ablauf der 

 Schutzfrist 
1 Das zuständige Archiv gewährt dem öffentli-

chen Organ, das die Akten abgeliefert hat, 

während der Schutzfrist Zugang, wenn die 

Akten benötigt werden. 
2 Kein Zugang besteht bei Archivgut, das Da-

tensammlungen enthält und in Anwendung 

von § 16 Absatz 2 des Gesetzes über den Da-

tenschutz ins zuständige Archiv gelangte, aus-

genommen bei Vorliegen eines überwiegenden 

öffentlichen Interesses oder bei Zustimmung 

der betroffenen Person. 
3 Das öffentliche Organ verändert das Archiv-

gut nicht. 

 

 

§ 23 Zugang zu Archivgut von Privaten 
1 Der Zugang zu Archivgut von Privaten richtet 

sich nach dem entsprechenden Übernahmever-

trag. 
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2 Fehlen vertragliche Bestimmungen, gelten 

die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

 

 

§ 24 Gebühr 
1 Der Zugang zu Archivgut ist in der Regel un-

entgeltlich. 
2 Das zuständige Archiv kann eine Gebühr er-

heben für 

1. besondere Leistungen bei Recherchen; 

2. die Erstellung von Reproduktionen; 

3. die Abgeltung von Urheber- und Ver-

 wertungsrechten, die beim zuständigen 

 Archiv selber liegen. 
3 Das zuständige Archiv kann ein Gebühren-

reglement erlassen. Für den Erlass eines Ge-

bührenreglements des Staatsarchivs ist der 

Regierungsrat zuständig. 

 

 

5. Schlussbestimmung 

§ 25 Strafbestimmung 
1 Mit Busse wird bestraft, wer vorsätzlich: 

1. archivwürdige Akten des öffentlichen 

 Organs der Archivierung vorenthält, 

 beseitigt oder vernichtet; 

2. Archivgut verändert oder vernichtet. 

 

 

II. 

1. 

Der Erlass RB 131.1 (Gesetz über die Gemein-

den vom 5. Mai 1999) (Stand 1. Juni 2015) 

wird wie folgt geändert: 

§ 36 Abs. 2 (aufgehoben) 
2 Aufgehoben. 
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Der Erlass RB 170.7 (Gesetz über den Daten-

schutz vom 9. November 1987) (Stand 

1. Juli 2012) wird wie folgt geändert: 

§ 16 Abs. 2 (geändert) 
2 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des 

Gesetzes über Aktenführung und Archivierung 

über die Ablieferungspflicht an das Staatsar-

chiv oder an andere öffentliche Archive. 

 

 

 

III.   

(keine Aufhebungen bisherigen Rechts)  

 

 

 

 

 

 

IV. 

Dieses Gesetz tritt auf einen durch den Regie-

rungsrat zu bestimmenden Zeitpunkt in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Schlussbestimmung, Abschnitt III: 

Aufgehoben werden das Reglement des Regie-

rungsrates über das Staatsarchiv (RB 432.111) 

sowie die Verordnung des Regierungsrates 

über die Gemeindearchive (RB 131.4). 
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